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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 8 SO 61/10 B 
 
L 6 SO 41/08 (Hessisches LSG) 
S 11 SO 72/07 (SG Kassel) 
 
 
 
…………………… , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………. , 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Stadt Kassel, 
Obere Königsstraße 8, 34117 Kassel, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. Oktober 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie die Richter   Dr.  F i c h t e    und   C o s e r i u  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Hessischen 

Landessozialgerichts vom 28. April 2010 - L 6 SO 41/08 - wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit ist, ob dem Kläger höhere Leistungen der Grundsicherung im Alter seit 1.1.2005, ins-

besondere bezogen auf Stromkosten, zustehen. 

 

Der Kläger bezieht seit Anfang 2005 Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-

minderung. Die monatlichen Leistungen der Beklagten setzen sich zusammen aus dem Regel-

satz in Höhe von 347 Euro, einem Mehrbedarf wegen kostenaufwändiger Ernährung, Kranken- 

und Pflegeversicherungsbeiträgen, der Grundmiete sowie den Heizkosten. Im April 2007 ver-

langte der Kläger die Überprüfung aller Leistungsbescheide rückwirkend ab dem 1.1.2005 mit 

dem Antrag, Stromkosten im Rahmen der Unterkunftskosten in tatsächlicher Höhe zu über-

nehmen. Die Beklagte lehnte den Antrag ab, weil die Stromkosten nach der Rechtsprechung 

des Bundessozialgerichts (BSG) in der Regelleistung berücksichtigt seien und nicht gesondert 

erstattet werden könnten (Bescheid vom 29.5.2007; Widerspruchsbescheid vom 11.6.2007). 

Klage und Berufung des Klägers sind erfolglos geblieben (Gerichtsbescheid des Sozialgerichts 

Kassel vom 15.2.2008; Urteil des Hessischen Landessozialgerichts <LSG> vom 28.4.2010). In 

seiner Begründung hat das LSG auf das Urteil des BSG vom 19.2.2009 (B 4 AS 48/08 R) ver-

wiesen und zusätzlich ausgeführt, auch aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

(BVerfG) vom 9.2.2010 (1 BvL 1/09 ua) über die Höhe der Regelleistungen des Sozialgesetz-

buchs Zweites Buch - Grundsicherung für Arbeitsuchende - (SGB II) könne nichts anderes her-

geleitet werden, weil "die streitigen Vorschriften" jedenfalls bis zum Ende des laufenden 

Kalenderjahrs weiter anzuwenden seien. 

 

Mit seiner Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision macht der Kläger eine Diver-

genz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) sowie das Vorliegen eines Verfah-

rensfehlers (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) geltend. Er führt aus, das angefochtene Urteil des LSG 

enthalte den abstrakten Rechtssatz: 

"Die Regelsatzbestimmungen nach SGB II und SGB XII sind nach der Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts vom 09.02.2010, Az: 1 BvL 1/09 u.a., trotz ihrer Unvereinbar-

keit mit dem Grundgesetz bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres weiterhin anzu-

wenden, so dass es einer Prüfung darüber hinausgehender Ansprüche nicht bedarf." 

 

Demgegenüber enthalte das Urteil des BSG vom 18.2.2010 (B 4 AS 29/09 R) den Rechtssatz: 

"Die Regelsatzbestimmungen nach SGB II und SGB XII sind nach der Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts vom 09.02.2010, Az: 1 BvL 1/09 u.a., trotz ihrer Unvereinbar-

keit mit dem Grundgesetz bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres weiterhin anzu-

wenden; sind aber in einem laufenden und noch nicht abgeschlossenen Verfahren An-

haltspunkte für eine atypische Bedarfslage vorhanden, bedarf es der Feststellung des 
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konkreten Bedarfs und der anschließenden Bewertung, ob es sich um eine nach Maß-

gabe der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 09.02.2010 zwingend zu 

deckenden Bedarf handelt, der auf Art. 1 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG zu stützen 

ist." 

 

Beide Rechtssätze widersprächen einander. Die in den genannten Entscheidungen ange-

wandten Rechtsnormen stimmten auch im Wortlaut größtenteils, jedenfalls aber im Regelungs-

gehalt überein. Die Entscheidung des LSG beruhe auch auf der Abweichung zu dem bezeich-

neten Rechtssatz im Urteil des BSG. 

 

Selbst wenn man davon ausgehen sollte, dass die aufgezeigten Rechtssätze nicht vergleichbar 

seien, weil einerseits das Rechtsgebiet des SGB II und andererseits das Rechtsgebiet des 

Sozialgesetzbuchs Zwölftes Buch - Sozialhilfe - (SGB XII) betroffen sei, machte dies die Zulas-

sung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung erforderlich. Dann wäre die Rechtsfrage 

zu klären, ob in Anbetracht der Entscheidung des BVerfG vom 9.2.2010 (1 BvL 1/09 ua) in 

einem laufenden und noch nicht abgeschlossenen Verfahren auch ein Bezieher von Leistungen 

nach dem SGB XII einen Anspruch auf weitere Leistungen aus Art 1 Abs 1 Grundgesetz (GG) 

iVm Art 20 Abs 1 GG zur Deckung eines laufenden, nicht nur einmaligen, besonderen Bedarfs 

habe, der zur Gewährleistung des Existenzminimums zwingend zu decken sei. Diese Frage sei 

rechtserheblich, weil es auf sie ankomme. Zudem habe die Rechtsfrage eine über den Einzelfall 

hinausgehende Bedeutung. Sie sei für alle Bezieher von Leistungen nach dem SGB XII rele-

vant, die einen besonderen Bedarf auf Grund atypischer Bedarfslagen hätten. 

 

Schließlich beruft sich der Kläger auf einen Verfahrensmangel, der der angefochtenen Ent-

scheidung des LSG zu Grunde liege. Denn das Urteil des LSG befasse sich mit keinem Wort 

mit seinen - des Klägers - Schriftsätzen vom 30.3. und 19.4.2010, in denen er seine besondere 

Bedarfslage (Informationsbedarf im Internet auf Grund bestehender Schwerbehinderung) vor-

getragen habe. 

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil die geltend gemachten Zulassungsgründe 

der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG), der grundsätzlichen Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 

SGG) und des Verfahrensmangels, auf dem die Entscheidung des LSG beruhen kann (§ 160 

Abs 2 Nr 3 SGG), nicht in der erforderlichen Weise dargelegt bzw bezeichnet worden ist 

(§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Der Senat konnte deshalb über die Beschwerde ohne Zuziehung 

der ehrenamtlichen Richter gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 SGG ent-

scheiden. 
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Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von 

einem abstrakten Rechtssatz des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe 

des Bundes oder des BVerfG aufgestellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann 

vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, 

sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien widersprochen, also andere rechtliche Maßstäbe 

entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtüberein-

stimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulassung der Revision wegen Abweichung. 

Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund der Divergenz, dass die angefochtene Ent-

scheidung des LSG auf der Abweichung beruht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG). Bezogen auf die Dar-

legungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte: Die Beschwerdebegründung muss erkennen 

lassen, welcher abstrakte Rechtssatz in der angezogenen Entscheidung enthalten ist, dass 

dieser Rechtssatz tragend ist und welcher in der Entscheidung des LSG enthaltene - tragende - 

Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das 

Revisionsgericht die oberstgerichtliche Rechtsprechung in einem künftigen Revisionsverfahren 

seiner Entscheidung zu Grunde zu legen haben wird (vgl nur BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 

S 72 f mwN). 

 

Der Kläger bezeichnet zwar die Entscheidung des 4. Senats des BSG vom 18.2.2010 (B 4 AS 

29/09 R), von der das LSG abgewichen sein soll. Dieser entnimmt er den oben unter I wieder-

gegebenen Rechtssatz, mit dem der dem LSG zugeschriebene Rechtssatz (lediglich) teilweise 

übereinstimmt. Der Senat lässt dahinstehen, ob beide Rechtssätze (zumindest hinsichtlich des 

übereinstimmenden Wortlauts "Die Regelsatzbestimmungen … weiterhin anzuwenden") 

einander widersprechen oder ob das BSG im Urteil vom 18.2.2010 lediglich einen weiteren, 

ergänzenden Rechtssatz hinsichtlich einer atypischen Bedarfslage aufgestellt hat. Denn jeden-

falls hat der Kläger weder dargelegt, dass es sich bei den Rechtssätzen des BSG und des LSG 

jeweils um die Entscheidung tragende Rechtssätze gehandelt hat, noch, dass die Entscheidung 

des LSG auf der - vermeintlichen - Abweichung beruht. Zur Frage, inwieweit die jeweiligen 

Rechtssätze beide Entscheidungen "tragen", äußert sich der Kläger überhaupt nicht. Das "Be-

ruhen" der Entscheidung auf der Abweichung behauptet der Kläger lediglich in einem Halbsatz 

ohne nähere Begründung; dies genügt den Anforderungen an eine Darlegung iS des § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG in keiner Weise. Nicht aufgezeigt hat der Kläger auch, dass und warum der 

erkennende Senat die Rechtsprechung des 4. Senats (zum SGB II) in einem möglicherweise 

nachfolgenden Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu legen haben würde (vgl 

hierzu BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 21, 29, 54 und 67). 

 

Nicht dargelegt hat der Kläger auch, dass der Sache eine grundsätzliche Bedeutung zukommt. 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 
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Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Ein Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichter-

lichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Rechtsfragen sich stellen, dass diese Rechtsfragen 

noch nicht geklärt sind, weshalb deren Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fort-

bildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung 

dieser Rechtsfragen erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Kläger 

mithin eine konkrete Rechtsfrage aufwerfen, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (kon-

krete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinaus-

gehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) darlegen 

(vgl nur BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Der Kläger bezeichnet zwar eine Rechtsfrage grundsätzlicher Art, die möglicherweise klärungs-

bedürftig ist. Zur Klärungsfähigkeit der aufgeworfenen Frage macht er jedoch keinerlei Aus-

führungen. Insoweit hätte er im Einzelnen die Anspruchsvoraussetzungen näher darlegen müs-

sen. Damit genügt er den Anforderungen an eine Darlegung im vorstehenden Sinne nicht. 

 

Soweit der Kläger das Vorliegen eines Verfahrensmangels geltend macht, auf dem die ange-

fochtene Entscheidung beruhen kann, müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels 

wie bei einer Verfahrensrüge innerhalb einer zugelassenen Revision zunächst die diesen Ver-

fahrensmangel des LSG (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden 

(BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34 und 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, 

dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen Rechtsansicht - auf dem 

Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit der Beeinflussung des Urteils besteht (BSG SozR 

1500 § 160a Nr 14 und 36), es sei denn, es werden absolute Revisionsgründe gerügt, bei 

denen gemäß § 202 SGG iVm § 547 Zivilprozessordnung der Einfluss auf die Entscheidung 

unwiderlegbar vermutet wird (BSGE 4, 281, 288; BSG SozR 1500 § 136 Nr 8). Um derartige 

Revisionsgründe handelt es sich bei dem Vorbringen des Klägers, er sei nicht hinreichend 

gehört worden, nicht. 

 

Die bloße Behauptung, ein bestimmter Vortrag des Klägers (in den Schriftsätzen vom 30.3. und 

19.4.2010) sei vom LSG nicht berücksichtigt worden, genügt den Anforderungen an die Be-

zeichnung eines Verfahrensmangels nicht. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass das Ge-

richt das von ihm entgegengenommene Vorbringen eines Beteiligten auch zur Kenntnis ge-

nommen und in Erwägung gezogen hat. Das Gericht ist dabei nicht verpflichtet, sich mit jedem 

Vorbringen auch in der Begründung seiner Entscheidung ausdrücklich zu befassen. Insbeson-

dere ist es nicht verpflichtet, auf sämtliche Tatsachen und Rechtsansichten einzugehen, die im 

Laufe des Verfahrens von der einen oder der anderen Seite zur Sprache gebracht worden sind 

(BVerfGE 96, 205, 217). Deshalb kann ein Verstoß gegen das rechtliche Gehör (§ 62 SGG; 

Art 103 Abs 1 GG) nicht angenommen werden, wenn das Gericht Ausführungen eines Beteilig-

ten unerwähnt lässt, die nach seinem Rechtsstandpunkt unerheblich oder offensichtlich haltlos 
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sind (BVerfGE 70, 288, 293 f). Um einen Verstoß gegen das rechtliche Gehör darzulegen, hätte 

der Kläger deshalb substantiiert vortragen müssen, dass es sich bei dem Vortrag in den Schrift-

sätzen vom 30.3. und 19.4.2010 um seinen Kernvortrag handelt und sich das LSG - auch aus-

gehend von seiner Rechtsansicht - damit hätte befassen müssen. Entsprechender Vortrag fehlt 

indes. 

 

Schließlich hat der Kläger auch nicht hinreichend dargetan, dass die Entscheidung des LSG auf 

dem behaupteten Verfahrensmangel beruhen kann. Er trägt im Kern lediglich dasselbe vor wie 

zur behaupteten Divergenz, nämlich dass sich das LSG "mit seiner Entscheidung in Wider-

spruch zur Entscheidung des BSG" gesetzt habe. Dass das LSG die Problematik des auf 

Grund bestehender Schwerbehinderung des Klägers zu deckenden besonderen Bedarfs nicht 

erkannt habe, behauptet der Kläger nicht. Er ist lediglich der Ansicht, das LSG habe hinsichtlich 

der Stromkosten zum Betrieb des PC mit Internetanschluss zu seinen Gunsten entscheiden 

müssen. Die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit der vorinstanzlichen Entscheidung er-

öffnet indes die Revisionsinstanz nicht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG.  
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